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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

der Orkan, der weite Teile Deutschlands lahm gelegt hat, hat auch mei-

nen Start in die vergangene Sitzungswoche verzögert. Der politische 

Sturm der mit der Wahl zum Ministerpräsidenten des Thüringer FDP-

Landtagsabgeordneten Kemmerich durch die Republik weht, wird uns 

jedoch noch länger beschäftigen, da bin ich mir sicher. Für uns Sozial-

demokraten gilt seit 156 Jahren: Kein Paktieren mit Faschisten! Ich 

hoffe, dass die Kolleginnen und Kollegen der Union und FDP schnellst-

möglich wieder ihre klar ablehnende Haltung gegenüber der AfD ein-

nehmen und sich daran auch halten. 

 

Der Kampf gegen Populisten und Extremisten wird jedoch nicht aus-

schließlich durch Haltung gewonnen. Wir müssen ihnen den Nährbo-

den durch eine gute Sachpolitik nehmen. Im Bundestag haben wir 

diese Woche beispielsweise das Fairer-Kassenwettbewerb-Gesetz 

(GKV-FKG) verabschiedet. Wir reformieren damit die Finanzströme der 

Krankenkassen über den Risikostrukturausgleich (RSA). Und letztend-

lich - und das ist das Entscheidende - die gute Versorgung der Versi-

cherten. Meine Rede zum GKV-FKG finden Sie hier. Auch diese Woche 

im Plenum beschlossen wurde die Modernisierung des Aufstiegs-Ba-

föG. Menschen mit  einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die sich 

beruflich weiterentwickeln wollen, werden zukünftig noch stärker 

durch den Staat unterstützt.  

 

In der Drogenpolitik  gehen wir neue Wege! Die Bundestagsfraktion der 

SPD hat sich am Dienstagabend für die Entkriminalisierung von Canna-

bis und die Zulassung von kommunalen Modellprojekten ausgespro-

chen. Ein Thema, was besonders junge Menschen in Deutschland be-

wegt. Als gesundheitspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion und als 

Ärztin begrüße ich diesen Schritt der Fraktion ausdrücklich und halte 

ihn für sehr sinnvoll. Mit meinem Kollegen Bernhard Daldrup habe ich 

ein kurzes Video dazu gemacht. 

 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen! 

 

Ihre    

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de
https://www.youtube.com/watch?v=Eh-SKR5LtP0
https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/positionspapier-cannabis-neue-wege-gehen-20200211.pdf
https://drive.google.com/file/d/1zq-hsiBqSZ3YV7thB9UmmFeTBhfWU_Jg/view
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Gemeinsam mit Ministerin 
Giffey und den SPD-
Abgeordneten aus Bayern 
habe ich an der Aktion „Red 
Hand Day“ teilgenommen. 
Alle gesammelten roten 
Handabdrücke werden der 
UN- 
Sonderbeauftragten für Kin-
der und bewaffnete Kon-
flikte als Signal des Deut-
schen Bundestages gegen 
den Einsatz von Kindersol-
dat*innen übersendet. 

Foto: Ulrike Techert, Landesgruppe Bayern 

  

 

Statement 
der Woche 

 

„Wenn gewählte Abgeordnete heute die Parla-

mente, in denen sie sitzen, vorführen und lächer-

lich machen, dann ist das der Versuch, die Demo-

kratie von innen zu zerstören. 

Es reicht nicht, wenn Demokratinnen und Demo-

kraten erschauern und sich angewidert abwen-

den. Nichts davon darf in unserem Land unwider-

sprochen bleiben.“  

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier in seiner Rede am 

13.02.2020 zum 75. Jahrestag der Bombardierung Dresdens.  

 

 

 

 

Highlights 
der nächsten Woche 

 

 

 

  
 
 
 
 
 
 
        
         
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Foto  
         der Woche 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
  
 
 
 

Wann Wo Was 

18.02.2020  
1 5 . 3 0  U h r   

 
 
 
 
 
18 .02.2020 

1 9 . 0 0  U h r  

 
 
20 .02.2020 

1 5 . 3 0  U h r  

 
 

ZTM-
Konferenzraum -KG,  
S ibo ldst r .  7,  97688 
Bad Kiss ingen  
 
 
 
Tat tersa l l ,  
Sa l inenstraße 5 ,  
97688 Bad Kiss ingen 
 
Bürgerbüro,  
Marktplatz  6  
97437 Hassfur t  

Gemeinsame 
Vorstands-  und 
Beiratssit zung  des  
Beirats des Zentrum 
für  Te lemediz in  e.V .  
 
 
Neujahrsempfang 
der  Stadt  Bad 
Kissingen  
 
Bürgersprechstunde 
im Wahlkr e isbüro 
Haßfurt  
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TOP-THEMA 

KOALITION MODERNISIERT DAS 
AUFSTIEGS-BAFÖG 
Der Bundestag hat am Freitag in 2./3. Lesung den 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes beschlos-

sen (Aufstiegs-Bafög; Drs. 19/15273). 

 

Mit dem Gesetz geht die Koalition einen wichtigen 

Schritt, um die berufliche Weiterbildung noch at-

traktiver zu machen und die Gleichwertigkeit von 

akademischer und beruflicher Bildung voranzubrin-

gen. 

 

Höhere Zuschüsse zu Prüfungs- und Lehrgangskos-

ten, geringere Gebühren für bestandene Prüfungen 

und die komplette Übernahme der Unterhaltskos-

ten während einer Vollzeitmaßnahme erleichtern 

künftig die Entscheidung, eine Aufstiegsfortbildung 

aufzunehmen. 

 

Die Gleichwertigkeit von beruflicher und akademi-

scher Weiterbildung rückt mit der Reform in den 

Vordergrund und stellt die Aufstiegschancen vieler 

Berufstätiger sehr viel besser. Das hat die SPD-

Bundestagsfraktion schon lange gefordert! 

 

Besonders der im Gesetz vorgesehene Vollzuschuss 

ist wichtig, da er Frauen hilft, die häufiger eine Auf-

stiegsfortbildung in Vollzeit absolvieren. Das gilt be-

sonders für die sozialen Berufe, wie der staatlich an-

erkannten Erzieherin, die auf dem ersten Platz der 

geförderten Berufe durch das Aufstiegs-Bafög steht. 

 

Auch die Erhöhung des Kinderzuschlags ist richtig 

und erleichtert die Vereinbarkeit von Familie und 

Aufstiegsfortbildung. Hier hat die SPD-

Bundestagsfraktion starke Akzente gesetzt.  

 

In einem Entschließungsantrag fordern die Koaliti-

onsfraktionen die Bundesregierung auf, zu evaluie-

ren, ob Ziele des Gesetzes erreicht wurden und an-

schließend das Ergebnis dem Bundestag vorzulegen. 

Darin sollen Hemmnisse und Hürden der Zielgrup-

pen, das Weiterbildungsverhalten und Abbruchquo-

ten und deren Gründe untersucht werden. 

 

Außerdem soll die Öffentlichkeitsarbeit für das Auf-

stiegs-Bafög verstärkt werden, um die Zielgruppen 

angemessen und auf vielfältige Weise zu informie-

ren. 

 

Das Gesetz tritt zum 1. August 2020 in Kraft. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Mit der Novelle 

des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes geht 

die Koalition nach der Bafög-Reform den konse-

quenten Weg in die richtige Richtung, um die Gleich-

wertigkeit beruflicher und akademischer Weiterbil-

dung voranzubringen. Das Aufstiegs-Bafög richtet 

sich an Menschen mit einer abgeschlossenen Be-

rufsausbildung, die beruflich aufsteigen wollen, um 

beispielsweise eine Meisterausbildung an ihre 

Grundqualifikation anzuschließen. 

 

MIETEN UND WOHNEN 

KOALITION VERLÄNGERT UND 
VERSCHÄRFT 
MIETPREISBREMSE 
Die SPD-Fraktion steht fest an der Seite der Miete-

rinnen und Mieter. Deshalb haben sich die Sozialde-

mokraten für die Verlängerung der so genannten 

Mietpreisbremse stark gemacht und konnten sich 

letztlich gegen den Widerstand der Union durchset-

zen. 

 

Denn ohne eine neue gesetzliche Regelung würde 

die Mietpreisbremse schon 2020 in einigen Bundes-

ländern auslaufen. Mit dem Gesetz, das der Bundes-

tag am Freitag in 2./3. Lesung beschlossen hat, 

schafft die Koalition die Option für die Landesregie-

rungen, die Regelungen zur Mietpreisbremse um 

weitere fünf Jahre verlängern (Drs. 19/15824). 

 

Mehrere Studien belegen, dass die Mietpreis-

bremse wirkt. Sie schützt Mieterinnen und Mieter 

vor rasant steigenden Mieten. Die Möglichkeit der 

Verlängerung bis zum 31.12.2025 sorgt nun dafür, 

dass diese Wirkung anhalten kann. 

Darüber hinaus – und das ist die bemerkenswertere 

Errungenschaft aus Sicht der SPD-Fraktion – ver-

schärfen die Koalitionsfraktionen die Mietpreis-

bremse: Zu viel gezahlte Miete kann künftig rückwir-

kend ab Beginn des Mietverhältnisses für bis zu 30 

Monate zurückgefordert werden. Zurzeit gilt das 

erst ab dem Zeitpunkt einer Rüge. 
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Wichtig: Diese Regelung geht über die Vereinbarun-

gen aus dem Koalitionsvertrag hinaus und führt 

dazu, dass Vermieterinnen und Vermieter erst gar 

keine unzulässigen Mieten verlangen werden, weil 

sie sich sonst entsprechenden Rückzahlungsver-

pflichtungen aussetzen. Das ist eine wichtige Stär-

kung der Rechte von Mieterinnen und Mieter, die es 

ohne die SPD-Fraktion nicht geben würde. 

 

Der Bundesrat hat dem Gesetz diese Woche zuge-

stimmt, sodass es rechtzeitig in Kraft tritt, damit die 

Länder die Mietpreisbremse verlängern können. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Wohnen muss für 

alle Menschen bezahlbar sein. Um Mieterinnen und 

Mieter in angespannten Wohnungsmärkten auch 

weiterhin vor überhöhten Neuvertragsmieten zu 

schützen, hat die Koalition die so genannte Miet-

preisbremse um weitere fünf Jahre verlängert und 

einen rückwirkenden Rückzahlungsanspruch für zu 

viel gezahlte Miete eingeführt – was sogar über den 

Koalitionsvertrag hinausgeht! Die SPD-Fraktion 

steht an der Seite der Mieterinnen und Mieter und 

wird sich in dieser Regierung weiterhin dafür einset-

zen, dass gutes Wohnen keine Frage des Geldbeu-

tels ist. 

 

EUROPA 

KÜNFTIGE BEZIEHUNGEN 
ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN 
UNION UND DEM VEREINIGTEN 
KÖNIGREICH NACH DEM BREXIT 
Der Austritt des Vereinigten Königreiches aus der 

Europäischen Union (EU) ist am 31. Januar 2020 Re-

alität geworden. Das ist ein bislang einmaliger und 

tiefer Einschnitt in der Geschichte der europäischen 

Integration. Der Bundestag bedauert diesen Aus-

tritt, begrüßt aber, dass er auf Basis des Austrittsab-

kommens in geregelter Art und Weise erfolgt. 

 

Nun stehen die Verhandlungen über die künftigen 

Beziehungen zwischen der nun 27 Mitglied-staaten 

umfassenden EU und dem Vereinigten Königreich 

an, das seit dem 1. Februar 2020 ein Drittstaat ist, 

auch wenn noch die vereinbarte Übergangsphase 

gilt. 

 

Am Donnerstag hat das Parlament über einen ge-

meinsamen Antrag der Koalitionsfraktionen disku-

tiert, in dem es um ein Verhandlungsmandat für die 

künftigen Beziehungen zwischen der Europäischen 

Union und dem Vereinigten Königreich nach dem 

Brexit geht. Die Partnerschaft soll „fair und eng“ sein 

(Drs. 19/17122). 

 

Die Verhandlungen werden nicht einfacher sein als 

die Verhandlungen zum Austrittsabkommen. Die 

künftigen Beziehungen zum Vereinigten Königreich 

werden sich aufgrund von dessen volkswirtschaftli-

cher Größe und zugleich geografischer Nähe von an-

deren Partnerschaften unterscheiden. 

 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie-

rung dem Antrag zufolge unter anderem auf, bei 

den Beratungen im Rat über das Verhandlungsman-

dat zu den künftigen Beziehungen darauf hinzuwir-

ken, dass 

 

 die Handelsbeziehungen mit dem Vereinig-

ten Königreich auch in Zukunft so eng und 

reibungslos wie möglich ausgestaltet wer-

den, wobei die Gewährleistung fairer Wett-

bewerbsbedingungen als Grundlage zu 

verankern sind; 

 einseitige Wettbewerbsvorteile für das 

Vereinigte Königreich vermieden werden, 

bestehende Standards nicht abgesenkt 

werden sowie, soweit erforderlich, die 

Möglichkeit zu dynamischen Anpassungen 

geschaffen wird; 

 die EU die Kontrolle über ihren Binnen-

markt und ihre Autonomie in der Be-

schlussfassung sowie in der Auslegung des 

Unionsrechts behält; 

 die Kooperation bei der inneren Sicherheit 

möglichst weitgehend und ohne Sicher-

heitslücken fortgeführt werden kann, ein 

adäquater Rechtsschutz weiterhin gewähr-

leistet ist und sichergestellt wird, dass Zu-

griffe auf EU-Datenbanken nachvollzogen 

werden können und die ausschließlich ver-

einbarungsgemäße Nutzung effektiv kon-

trolliert werden kann; 

 im Bereich der Außen- und Verteidigungs-

politik eine sehr enge Partnerschaft der 

EU-Institutionen und der EU-

Mitgliedstaaten mit dem Vereinigten Kö-
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nigreich angestrebt wird, wobei die Ent-

scheidungsautonomie der EU gewahrt blei-

ben muss. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Die EU will eine 

möglichst enge Partnerschaft mit dem Vereinigten 

Königreich. Der Leitgedanke sind faire Wettbe-

werbsbedingungen, damit keine einseitigen Vorteile 

für das Land dadurch entstehen, dass etwa Umwelt-

, Sozial-, Arbeits- oder Verbraucherschutzstandards 

unterlaufen werden. Dafür soll sich die Bundesregie-

rung einsetzen. 

 

GEDENKEN 

NS-OPFER: ANERKENNUNG FÜR 
SOGENANNTE „ASOZIALE“ UND 
„BERUFSVERBRECHER“ 
Der Bundestag hat am Donnerstag einen Antrag der 

Koalitionsfraktionen über die Anerkennung der von 

Nationalsozialisten als sogenannte „Asoziale“ und 

„Berufsverbrecher“ Verfolgten beschlossen (Drs. 

19/14342). Er erkennt die beiden, lange Zeit ver-

nachlässigten Opfergruppen, endlich an. 

 

Dazu teilen Eva Högl, SPD-Fraktionsvizin, und Mari-

anne Schieder, zuständige SPD-Berichterstatterin, 

mit: „Wir machen deutlich: Unsere Geschichte darf 

sich nicht wiederholen. Kein Opfer ist je vergessen.“ 

 

Als sogenannte ‚Asoziale‘, die im Konzentrationsla-

ger den ‚schwarzen Winkel‘ tragen mussten, ver-

folgte das deutsche Regime unter anderem Obdach-

lose, Bettler, Prostituierte und schlicht auch Anders-

denkende. Das betraf Menschen, die mindestens 

dreimal zu Freiheits-strafen von mindestens sechs 

Monaten verurteilt worden waren. ‚Berufsverbre-

cher‘ hatten ihre Strafen also verbüßt. Gegen sie lag 

zum Zeitpunkt der Inhaftierung in einem Konzentra-

tionslager kein Tatverdacht vor. 

 

Ab 1942 wurden ferner verurteilte Straftäter aus 

den Justizvollzugsanstalten in Konzentrationslager 

überstellt, wo sie ebenfalls mit dem ‚grünen Winkel‘ 

gekennzeichnet wurden. Eva Högl stellt klar: Absolut 

niemand saß zurecht im KZ. Kein Obdachloser, keine 

Prostituierte und auch niemand, der ein Verbrechen 

verübt hat.“ 

 

Marianne Schieder erläutert: „Mit unserem Antrag 

erkennen wir dieses Leid der Menschen an. Ihre Ge-

schichten wollen wir erzählen und der Öffentlichkeit 

in einer Wanderausstellung näherbringen. Außer-

dem stellen wir klar, dass als sogenannte ‚Asoziale‘ 

und ‚Berufsverbrecher‘ Verfolgte Anspruch auf fi-

nanzielle Leistungen haben. Das ist ein wichtiges 

Zeichen für die Opfer, deren Nachkommen und un-

sere gesamte Gesellschaft.“ 

 

Der Antrag fordert die wissenschaftliche Aufarbei-

tung der Schicksale der Verfolgten und die Präsen-

tation der Forschungsergebnisse in einer Wander-

ausstellung. Damit wollen die Abgeordneten mög-

lichst breite Teile der Bevölkerung informieren. 

Künftig werden die Opfergruppen zudem explizit in 

den Härterichtlinien zum Allgemeinen Kriegsfolgen-

gesetz als antragsberechtigte Leistungsempfänger 

genannt. Damit wird klargestellt, dass finanzielle 

Leistungen möglich sind. Auch das, so Högl, sei „eine 

wichtige Geste der Anerkennung an die letzten 

Überlebenden.“ 

 

RECHTSPOLITIK 

KEIN AUSSCHLUSS MEHR BEI 
DER STIEFKINDADOPTION 
Das Bundesverfassungsgericht hat den vollständi-

gen Ausschluss der Stiefkindadoption in nichteheli-

chen Familien für verfassungswidrig erklärt und den 

Gesetzgeber verpflichtet, bis zum 31. März 2020 

eine Neuregelung zu treffen. Mit dem nun vorlie-

genden Gesetzentwurf, den das Parlament am Don-

nerstag in 2./3. Lesung beschlossen hat, soll der ver-

fassungswidrige Ausschluss der Stiefkindadoption 

für Paare in verfestigter Lebensgemeinschaft besei-

tigt werden. 

 

Konkret: Mit der Vorlage der Bundesregierung wird 

in Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts die Stiefkindadoption durch eine Per-

son zugelassen, die mit dem Elternteil in einer ver-

festigten Lebensgemeinschaft lebt. Paare in einer 

verfestigten Lebensgemeinschaft werden mit einer 

Generalverweisung in einem neuen § 1766a Bürger-

liches Gesetzbuch Ehepaaren in Bezug auf die Stief-

kindadoption gleichgestellt (Drs. 19/15618). 

 

Als „verfestigt“ gilt eine Lebensgemeinschaft, wenn 

die Personen seit mindestens vier Jahren oder als El-

tern eines gemeinschaftlichen Kindes mit diesem 

eheähnlich zusammenleben.  
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Änderungen während des parlamentarischen 

Verfahrens 
Im parlamentarischen Verfahren haben sich die Ko-

alitionsfraktionen auf Betreiben der SPD-Fraktion 

auf eine Änderung geeinigt, die den im Regierungs-

entwurf enthaltenen absoluten Ausschluss der 

Adoption bei denjenigen Fällen relativiert, in denen 

ein adoptierendes Elternteil noch verheiratet ist. Es 

wurde stattdessen eine „in der Regel“-Formulierung 

aufgenommen. 

 

Im Rahmen der Anhörung im Rechtsausschuss 

wurde thematisiert, dass der komplette Ausschluss 

in Einzelfällen unbillig sein kann, zum Beispiel wenn 

ein/e Adoptionswillige/r bei einer kirchlichen Insti-

tution angestellt ist und infolge der Scheidung den 

Job verlieren würde. Denkbar ist auch, dass der ver-

heiratete Partner/in deshalb nicht geschieden wer-

den möchte, weil der Ehepartner sonst mit Suizid 

droht oder ähnliches. Da das Kind, aus dessen Per-

spektive beurteilt werden soll, hierfür nichts kann, 

und wenn es vor allem dem Kindeswohl entspräche, 

die Adoption zuzulassen, soll für diese Fälle die Mög-

lichkeit geschaffen werden, die Adoption zuzulas-

sen. Das Gesetz tritt fristgerecht am 31. März 2020 

in Kraft. 

 

GESUNDHEITSPOLITIK 

FAIRERER WETTBEWERB DER 
KASSEN, WENIGER RISIKO 
Damit der Wettbewerb zwischen den gesetzlichen 

Krankenkassen (GKV) fairer wird, hat der Bundestag 

am Donnerstag in 2./3. Lesung einen Gesetzentwurf 

der Koalition beschlossen, mit dem der so genannte 

Risikostrukturausgleich weiterentwickelt wird (Drs. 

19/15662). 

 

Chronisch Kranke oder ältere Menschen mit mehre-

ren Erkrankungen dürfen für die Kassen nicht zum 

Risiko werden. Es darf auch keinen Unterschied ma-

chen, ob eine Kasse viele Gut-verdiener versichert 

oder mehr Bezieher niedriger Einkommen. Auch der 

Wohnort eines Ver-sicherten darf nicht zum Nach-

teil werden. Alle diese Unterschiede gleicht der Risi-

kostrukturausgleich aus (der Morbi-RSA). 

 

Mit dem neuen Gesetz will die Koalition unter ande-

rem ein Krankheits-Vollmodell, eine Regionalkom-

ponente und einen Risikopool einführen, der Be-

handlungen mit besonders hohen Kosten abdeckt. 

 

Das unterschiedliche Aufsichtshandeln zwischen 

Bundes- und Landesaufsichten wird vereinheitlicht. 

Es bleibt aber bei den geteilten Zuständigkeiten. 

Langfristig will die Koalition deshalb zu einer einheit-

lichen Aufsicht kommen. 

 

Maßnahmen gegen Lieferengpässe 
Die geplanten Angriffe auf die Selbstverwaltung der 

Kassen hat die SPD-Fraktion erfolgreich verhindert. 

Die wichtige Rolle des Verwaltungsrates des GKV-

Spitzenverbandes bleibt unangetastet. Außerdem 

haben die Sozialdemokraten verhindert, dass der 

Verwaltungsrat verkleinert wird, was die Repräsen-

tanz der kleinen Kassenarten verschlechtert hätte. 

Die Vorstände der Kassen werden in Zukunft stärker 

eingebunden, ohne dass es zu Blockaden des Vor-

standes oder des Verwaltungsrates kommt.  

 

Mitbeschlossen wurde vom Bundestag zudem ein 

Maßnahmenpaket, um Lieferengpässe bei Arznei-

mitteln zu verhindern. Hersteller und Großhändler 

werden stärker in die Pflicht genommen. Patientin-

nen und Patienten können bei Lieferengpässen in 

der Apotheke schneller mit anderen verfügbaren 

Arzneimitteln versorgt werden, ohne dass sie Auf-

zahlungen leisten müssen. 

CANNABIS-VERBOTSPOLITIK 
VERÄNDERN 
Die SPD-Bundestagfraktion nimmt mit einem am 

Dienstag in der Faktion verabschiedeten Positions-

papier zu Cannabis eine Neujustierung ihres Ansat-

zes für eine wirkungsvolle Entkriminalisierung von 

Endkonsumenten vor. 

 

Die SPD-Abgeordneten wollen den Bundesländern 

das Recht einräumen, in ihren Kommunen Modell-

projekte zur regulierten Abgabe von Cannabis an Er-

wachsene zu ermöglichen, um so eigene Erfahrun-

gen im Umgang hier in Deutschland zu sammeln. Die 

SPD-Fraktion erkennt damit die gesellschaftlichen 

Realitäten an und betont erneut ausdrücklich das 

Scheitern einer einseitigen Kriminalisierung von 

Cannabisendkonsumentinnen und -konsumenten. 

 

Die Fraktion ist weiter der festen Überzeugung, dass 

nur die Erkenntnisse von Modellprojekten dabei hel-
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fen können, die Diskussion um Cannabis als Genuss-

mittel endlich unideologisch zu führen. Es ist ihr er-

klärtes Ziel, die Bevölkerung bei diesem hoch um-

strittenen Thema mitzunehmen. 

 

Den Vertretern einer rigiden Verbotspolitik auf der 

einen Seite und den politischen Anwälten einer Le-

galisierungspolitik auf der anderen Seite wollen die 

SPD-Abgeordneten Fakten liefern, um am Ende zu 

notwendigen und vor allem tragfähigen Entschei-

dungen in Sachen Cannabis für die Zukunft zu kom-

men. 

 

Klar ist aber auch: Es muss auch kurzfristig Entlas-

tung bei den Betroffenen geben. Deshalb will die 

SPD-Fraktion den Cannabisbesitz bis zur jeweiligen 

geringen Menge in den Bundesländern nicht mehr 

generell unter Strafe stellen, sondern lediglich als 

Ordnungswidrigkeit mit einem Bußgeld ahnden. 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de

